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Der erste Rechtspopulist der Schweiz
Im August 1963 sorgt ein politischer Quereinsteiger für Aufregung: Albert Stocker gründet eine Anti-Italiener-Partei

ROBIN SCHWARZENBACH

Sommer 1963:Die Schweiz döst vor sich
hin, als der «Blick», diese laute Publi-
kation mit den unanständig grossen
Buchstaben, eine Bombe platzen lässt:
«Gegen die Überfremdung der Schweiz
von Süden» prangt am 15.August auf
der Frontseite des Boulevardblatts. Da-
neben: ein Schnappschuss von einem
unbekannten Herrn in Anzug und Kra-
watte, versehen mit einem fetten Pfeil:
«Stocker gründet eine neue Partei».
Die «Aktion gegen die Überfremdung
durch Südländer» hat, wie «Blick»-
Leser gleich im ersten Absatz erfah-
ren, «vorderhand kein anderes politi-
sches Ziel, als die Schweiz vor weite-
rer Überfremdung zu schützen und zu
versuchen, die gegenwärtige Zahl der
Gastarbeiter herabzusetzen». So sagt
es deren Präsident, Albert Stocker, 44,
von Beruf Schönheitsmittelfabrikant,
wohnhaft an der Heinrichstrasse 137 in
Zürich – die Zeitung druckt auch seine
Adresse ab.

Ein Knüller für den «Blick»

Eine Partei, die sich den Kampf gegen
die Überfremdung auf die Fahnen ge-
schrieben hat? Gegen Südländer – Süd-
italiener, wie Stocker später präzisie-
ren wird. Das wird ein Knüller. Und so
startet der «Blick» eine Kampagne, die
Dutzende von Reaktionen und einen
formellen Protest des italienischen Bot-
schafters in Bern auslösen wird.

Freitag, 16. August: «Begeisterte Zu-
stimmung, aber auch ganz anderes: 5
Morddrohungen – Parteichef will Waffe
tragen – Mafia will Bombe legen – Use
mit de Tschingge» – «Krach um die
Anti-Italiener-Partei».

Samstag, 17. August: «Auch ein
Nationalrat: Carl Scherrer will bei der
neuen Partei dabei sein.»

Montag, 19. August: «Stockers Woh-
nung wurde gekündigt» – «Nationalrat
Scherrer: ‹Ich kenne diesen Mann nicht.
Er lügt brandschwarz. Nie würde ich
mich für so etwas hergeben und meinen
guten Namen aufs Spiel setzen.›»

Dienstag, 20. August: «Stocker: ‹Bis
jetzt habe ich 2800 Briefe, und nur 13
davon sind negativ. Ich kann also sagen,
dass das ganze Volk hinter mir steht.›»
Die Zeitung kontert und publiziert auf
derselben Seite über 20 Zuschriften
an die Redaktion: «Die meisten Blick-
Leser sind gegen Stockers Partei.»

Vollends zum Ereignis wird die Sache,
als auch die «Antenne» des Deutsch-
schweizer Fernsehens über die Grup-
pierung berichtet, die mittlerweile
«Schweizerische überparteiliche Volks-
bewegung zur Verstärkung der Volks-
rechte und der direkten Demokratie»
genannt werden will – und ihrer bereits

geläufigen Bezeichnung als Anti-Ita-
liener-Partei dennoch alle Ehre macht.
Der frisch gebackene Parteichef Stocker
sagt beim Interview in seinem Wohn-
zimmer, die Überfremdung der Schweiz
durch Fremdarbeiter müsse endlich ge-
stoppt werden. «Die altenTraditionspar-
teien sind erstarrt, sie trauen sich nicht
an ein heisses Eisen ran.» Man schaue
sich nur die Zuschriften an, die die Be-
wegung in nur zweiTagen erhalten habe.
«Das beweist, dass doch etwas in unse-
rer Demokratie faul ist.»

Der Reporter der Sendung kon-
zediert: «Die Zahl der Zustimmun-
gen, die Albert Stocker bereits erhalten
hat, ist in der Tat erstaunlich.» Er hält
aber auch fest: «In vielen dieser Schrei-
ben herrscht eine Sprache vor, die man-
chem unter uns nur allzu gut noch im
Gehör liegt» – von «Untermenschen» ist
die Rede, die es «zumWohle des Vater-
landes» zu bekämpfen gelte. Ein Fabri-
kant aus Zürich schreibt, er habe noch
nie daran gedacht, einen Ausländer zu
beschäftigen, da er die Nase voll habe
von dem, was einem Tag für Tag erzählt
werde.Ein anderer Sympathisant meint:
«Dauernd wird man auf der Strasse von
diesem Gesindel belästigt.» Ein Dritter,
aus Deutschland: Italiener betrachteten
Frauen als Freiwild, die «Landplage der
Itaker» sei fast unerträglich geworden.
Frivolitäten der Südländer sei mit dem
Faustrecht zu begegnen.

Der Beitrag schliesst mit einer be-
deutungsschweren Frage aus dem Off:
«Eine Minderheiten-Diskriminierungs-

Partei – wie gross, wie stark kann sie
morgen sein?», effektvoll untermalt mit
zackigen Schritten einer marschieren-
den Truppe im Hintergrund.

Immer mehr Gastarbeiter

So kommt die Schweiz zu ihrem ersten
Rechtspopulisten, der medienwirksam
im Trüben fischt. Dies allerdings mit
einem brennenden Thema: Nach dem
Zweiten Weltkrieg herrscht Hochkon-
junktur. Die Industrie in dem neutralen
Kleinstaat ist von den Zerstörungen im
übrigen Europa verschont geblieben,
die Zahl der einheimischen Arbeits-
kräfte reicht bei weitem nicht, um den
Personalbedarf der anziehenden Pro-
duktion zu decken.

Die Landesregierung verfolgt eine
Politik der offenenTür, vor allem an der
Südgrenze: 1946 werden 50 000Arbeits-
bewilligungen an Italiener vergeben, ein
Jahr später sind es bereits 127 000. Bis
1963 verdoppelt sich derAusländeranteil
derWohnbevölkerung auf 13,4 Prozent.
Mehr als die Hälfte und somit die mit
Abstand grösste Gruppe sind Italiener.
Zunächst stammen sie fast ausschliess-
lich aus dem Norden. Doch in den frü-
hen sechziger Jahren sind es vor allem
Italiener aus dem ärmeren Süden des
Landes, die auf der Suche nach Arbeit
in die Schweiz kommen.

Der Bundesrat gibt sich dabei lange
der Illusion hin, dass man über diese «in-
dustrielle Reservearmee» je nach Lage
verfügen und sie nach Bedarf auch wie-

der nach Hause schicken könne.Die so-
genannte Rotationspolitik soll allfälli-
gen Überfremdungsängsten der Bevöl-
kerung zuvorkommen.Dass dieserTrick
auf Dauer nicht funktionieren kann,
wird sich bald zeigen. ItalienischeArbei-
terinnen und Arbeiter, die dauerhaft in
der Schweiz leben, sind längst Realität,
als deren rechtliche Stellung 1964 durch
das «Italienerabkommen» zwischen
Rom und Bern etwas verbessert wird.
Im Bericht der bundesrätlichen Studien-
kommission «für das Problem der aus-
ländischen Arbeitskräfte» des gleichen
Jahres heisst es warnend: «Ein fremder
Einschlag darf nicht so weit gehen, dass
er unsere geistige Eigenart unterhöhlt
und in ihrer Substanz zerstört.»

Für eine Anti-Italiener-Partei aller-
dings, die im Sommerloch 1963 durch
alle Gassen des Boulevards gejagt
wird, haben die meisten übrigen Zei-
tungen vor allem Hohn oder allenfalls
ein Nasenrümpfen übrig. Die «Zürcher
Woche» hält Albert Stocker für eine
«Mischung aus Globi und Dr. Goeb-
bels»: «Einer stand auf und machte sich
zum Wortführer des Mobs: ein krän-
kelnder Mann, verbittert, gallig, ressen-
timentgeladen: Die ‹Südländer› sind an
allem schuld. Die Töne sind bekannt.»
Mit dieser «grossartigen Sensation»
habe sich der «Blick» komplett zum
Sprachrohr der Gosse gemacht.

Die NZZ hätte über das «bedeu-
tungslose Treiben» eines «bedeutungs-
losenGrüppleins» am liebsten geschwie-
gen. Doch nach Protesten des Bot-

schafters in Bern und des italienischen
Generalkonsuls in Zürich gegen Sto-
ckers Partei kann man nicht anders, als
die «lächerlicheAngelegenheit» kurz zu
kommentieren: «Für eine fremdenfeind-
liche Partei irgendwelcher Schattierung
ist in unserem Lande kein Platz.»

Bei den Wahlen chancenlos

Schlecht weg kommt auch das Fernse-
hen, das sich in der folgenden Ausgabe
der «Antenne» zu einer Stellungnahme
des Programmleiters Guido Frei veran-
lasst sieht:Man sei lediglich der Informa-
tionspflicht nachgekommen, ohne sich
die Ziele der porträtierten Bewegung zu
eigen zu machen, wie Frei betont. Der
italienische Botschafter Corrado Bal-
doni hätte sich offene Zurückweisung
gewünscht; die NZZ mehr Spürsinn, als
dass ein solcher Beitrag zwangsläufig zu
Missverständnissen führen müsse.

Die «lächerliche Angelegenheit» um
Albert Stocker indes erledigt sich fast
von selbst. Dem offenbar überforderten
Präsidenten bricht die Partei weg, nicht
aber ohne dem «Blick» noch ein paar
fette Schlagzeilen zu liefern.

Mittwoch, 21. August: «Parteichef
Stocker denkt ans Aufgeben.» – «Ein
Mann am Ende seiner Kräfte.» – Sto-
cker zu «Blick»: «‹Und es hat doch zu
viele Italiener in der Schweiz.›»

Donnerstag, 22. August: «Anti-Italie-
ner Stocker hat keine Partei mehr –Vier
Männer zwangen ihn zum Aufgeben. –
Stocker: ‹Meine Nerven sind kaputt.›»

Vom Tisch ist das ThemaAusländer da-
mit freilich nicht, und selbst Albert Sto-
cker kann sich wider Erwarten noch
eine Weile halten. Ende August 1963
wird seine Gruppierung offiziell aus
der Taufe gehoben, sie nennt sich nun
«Volksbewegungspartei».Der «Blick» ist
auch hier dabei. Bei den Nationalrats-
wahlen bleibt die Liste zwar ohne Man-
dat, doch «Der Republikaner» wünscht
der Partei im Kampf gegen die Über-
fremdung «einen vollen Erfolg». Chef-
redaktor des Rechtsaussenblatts ist
James Schwarzenbach, der vier Jahre
später seinerseits in den Nationalrat ein-
ziehen und die Schweiz mit der Schwar-
zenbach-Initiative 1970 einem harten
Test unterziehen wird: Sollen 350 000
Gastarbeiter die Koffer packen? Die
radikale Vorlage wird abgelehnt, aller-
dings nur mit 54 Prozent Nein-Stim-
men. Seither wird mit Ausländern mun-
ter weiter politisiert.

Albert Stocker in seinerWohnung in Zürich. Der «Blick» und das Fernsehen stürzen sich auf den neuen Parteichef. RDB/ATP/DUKAS
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Der Exot unter den Gegnern
der Ehe für alle
Marco Romano ist der einzige junge Mitte-Politiker, der sich gegen die Öffnung der Ehe einsetzt – weshalb?

LARISSA RHYN, LUGANO

«Ich mache Politik nicht, um allen zu
gefallen». Dieser Titel prangte vor drei
Jahren über einem Interview mit Marco
Romano im «Corriere del Ticino». Nie
traf die Aussage besser zu als in diesem
Sommer. Fast täglich wird der Mitte-
Nationalrat per E-Mail oder in den
sozialen Netzwerken kritisiert und be-
schimpft. «Bigott» sei er, «hinterwäld-
lerisch» oder «ignorant». Der Grund:
seine Einstellung zur Ehe für homose-
xuelle Paare.

Romano ist 38 und der einzige jün-
gere Politiker ausserhalb der SVP, der
sich im Abstimmungskampf gegen die
Ehe für alle engagiert. Im Referen-
dumskomitee, das er präsidiert, gibt es
nur noch einen anderen Mitte-National-
rat: den Walliser Benjamin Roduit, der
zwanzig Jahre älter ist. Das liegt nicht
daran, dass in der Mitte plötzlich alle
für eine Öffnung der Ehe wären. Ganz
im Gegenteil: Im Nationalrat hat eine
knappe Mehrheit der Fraktion gegen
die Vorlage gestimmt. Aber die meisten
wollen sich nicht exponieren. Zu gross
ist die Unterstützung für die Ehe für alle
gemäss Umfragen. Zu gross das Risiko,
Wählerinnen und Wähler zu vergraulen.
Marco Romano weiss das – und expo-
niert sich trotzdem.

«Nichts mit Liebe zu tun»

Er wartet am Bahnhof Lugano. Romano
hat den Ort als Treffpunkt ausgesucht,
es ist sein Lieblingsplatz in der Stadt,
in die er nur zum Arbeiten kommt. Ist
er am Bahnhof, heisst das, dass er nach
Hause fahren kann, nach Mendrisio, wo
er wohnt und seit Jahren Politik macht.
Und wo ihn fast alle kennen. Romano
und seine Frau haben zwei Kinder, um
die sie sich Vollzeit kümmert, wäh-
rend er politisiert und eine Stiftung
für Arbeitsmarktintegration leitet. Am
Wochenende fährt die Familie meist in
die Leventina. Romano nennt sich selbst
einen «Bergmenschen». Im sattgrünen
Tal, flankiert von felsigen Hängen, fühlt
er sich am wohlsten. Hier ist die Schweiz
noch so wie vor fünfzig Jahren.

Der gesellschaftliche Wandel ist eines
der Hauptargumente der Befürworter
der Ehe für alle. Er müsse sich im Gesetz
spiegeln, sagen Vertreter von der SP bis
zur FDP. Es gehe um die Anerkennung
von Liebe und Vielfalt. Die Kampagne
ist geschickt aufgezogen. Wer will schon
gegen die Liebe sein? Marco Romano
hingegen findet, die Ehe für alle habe
«überhaupt nichts mit Liebe zu tun».
Liebe sei ein Gefühl, und das lasse sich
nicht ins Gesetz schreiben. Punkt.

Romano ist sich «fast sicher», dass
er den Abstimmungskampf verlie-
ren wird. Er sagt, das sei ihm egal.
Was ihn stört, ist, dass bis anhin we-
nig über das Thema gesprochen wird.
«Wenn die Deutschschweizer Parteien
alle den Romano anfragen müssen für
die Debatten an ihren Delegiertenver-
sammlungen, dann ist klar, dass etwas
nicht stimmt.» Das zeige, dass sich viele
Gegner nicht trauten, für ihre Überzeu-
gung einzustehen.

Als «Frauenkiller» bezeichnet

Spricht Romano über gesellschaftlichen
Wandel, schwingt in seinen Worten oft
Wehmut mit. Wandel sei nicht automa-
tisch gut, sagt er, will aber gleichzeitig
nicht als Ewiggestriger gelten. Er be-
tont, er habe nichts gegen Homosexu-
elle. Die Einführung der eingetrage-
nen Partnerschaft habe er befürwor-
tet. Finanzielle Ungleichheiten für les-
bische und schwule Paare, wie bei der
AHV, müssten beseitigt werden – nur
eben im Rahmen der eingetragenen
Partnerschaft.

Noch mehr als das Argument des
«gesellschaftlichen Wandels» und der
«Liebe» stört Romano der dritte Begriff,
auf den die Befürworter ihre Kampagne
stützen:Vielfalt.Wenn er eines nicht sein

will, dann ein Verhinderer der Vielfalt.
Der Tessiner hat unzählige Vorstösse
eingereicht, die er mit Vielfalt und
Gleichberechtigung begründete: für
eine Witwerrente für Männer, für einen
Adoptionsurlaub, für die Förderung der
italienischen Sprache an Schulen.

Vielleicht sind das Versuche, einen
Vorwurf zu entkräften, der ihm zu Be-
ginn seiner politischen Karriere ge-

macht wurde. Damals trat Romano
als Aussenseiter bei der Nationalrats-
wahl an. Seine Parteikollegin Monica
Duca Widmer war die klare Favoritin.
Doch dann erhielten beide exakt 23 979
Stimmen – ein einmaliges Ereignis in
der Schweizer Geschichte. Zwei Aus-
losungen und einen Bundesgerichtsent-
scheid später war Romano Nationalrat.
In Bern wurde er anfangs als «Vielfalts-
verhinderer» oder gar als «Frauenkil-
ler» bezeichnet. Viele hatten erwartet,
dass er sich zugunsten der erfahrenen
Parteikollegin zurückziehen würde. Das
versteht Romano bis heute nicht: «Mit
28 war ich einer der jüngsten Parla-
mentarier. Aber beim Alter sollte Viel-
falt keine Rolle spielen. Das ist inkon-
sequent.»

Ähnlich argumentiert er bei der
Ehe für alle: Die Befürworter würden
sich mit Vielfalt schmücken, sie aber im
Grunde verhindern. Dies, weil das Wort

«Vater» bei der Definition des Kindes-
verhältnisses durch «der andere Part-
ner» ersetzt werden soll. Die biologi-
sche Vielfalt werde damit negiert. «Der
Mann wird aus dem Gesetz gestrichen.
Er wird nur noch als Maschine gesehen,
die Sperma generiert.»

Plakative Sätze wie diesen streut
Romano, der zweisprachig aufgewach-
sen ist, öfters ein. Als wolle er sich ver-
sichern, dass er auch die Leute am
Stammtisch überzeugt. Politisiert wurde
er im Grotto seiner Grosseltern. Seine
Eltern waren beide berufstätig. «Nach
der Schule war die Bocciabahn oft
meine Krippe. »

Er selbst sieht sich als modernen
Vater, weil er abends und am Wochen-
ende so viel Zeit wie möglich mit seinen
Kindern verbringt und «zu Hause aktiv
mithilft». Dass ihn sogar in der eigenen
Partei einige als «stockkonservativ» be-
zeichnen, versteht er nicht.

Die Institution Ehe bewahren

Romano sitzt in der steilen Via Cat-
tedrale, noch immer in der Nähe des
Bahnhofs, und trinkt in zwei schnellen
Schlucken seinen Liscio, wie die Tessi-
ner den Espresso nennen. Mit der ande-
ren Hand gestikuliert er in die Richtung,
in der eine grosse Luganer Fruchtbar-
keitsklinik liegt: «Heterosexuelle Paare,
die hierherkommen, sind verzweifelt,
weil sie alles andere versucht haben.
Derweil wollen homosexuelle Paare ein
grundsätzliches Recht auf ein Kind be-
anspruchen. Das gibt es nicht, und das
ist respektlos.»

In der Verfassung, Artikel 119 – «le-
sen Sie es nach», insistiert Romano –,
steht, dass die Samenspende nur be-
ansprucht werden darf, wenn die Un-
fruchtbarkeit oder die Gefahr, dass
eine schwere Krankheit übertra-
gen wird, nicht anders behoben wer-

den kann. Lesbische Frauen seien je-
doch nicht biologisch unfruchtbar, sagt
Romano: «Bekommen sie Zugang
zur Samenspende, liberalisieren wir
die Fortpflanzungsmedizin auf einen
Schlag enorm – und das unter dem
Deckmantel der Liebe.»

Wie die meisten Gegner argumen-
tiert Romano zwar vor allem gegen die
Samenspende und die Adoption. Doch
er gibt auch zu, dass ihn die Ehe für
homosexuelle Paare grundsätzlich stört.
Warum, kann er «nicht objektiv begrün-
den». Dass er Katholik sei, sei jeden-
falls nicht der Grund. Zumal er selten
in die Kirche gehe. Er wolle die Insti-
tution der Ehe schlicht bewahren, wie
sie schon immer gewesen sei. «Sie ist
Teil unserer Gesellschaft und unserer
Tradition.»

Auf Niederlage vorbereitet

Ist es vielleicht doch politisches Kal-
kül, das den Tessiner dazu bringt, als
einer der wenigen Gegner der Ehe für
alle aufzutreten? Das Tessin ist zwar
noch immer katholisch geprägt. Doch
das allein bedeutet nicht, dass die Zu-
stimmung kleiner sein muss als in der
Deutschschweiz. So ist die Homosexu-
ellen-Ehe inklusive Samenspende im
tief katholischen Spanien längst breit
anerkannt. Zudem fand in Lugano vor
drei Jahren eine Gay-Pride statt.

Marco Romano macht viel Sport, sagt
aber über sich selbst, dass er nirgends
richtig gut sei. «Verlieren kann ich.» Er
scheint die Niederlage bereits rheto-
risch vorzubereiten, und das mit gutem
Grund. In der ersten Abstimmungsum-
frage von Tamedia sagten 64 Prozent der
Befragten, dass sie Ja oder eher Ja stim-
men wollten. Ganz so deutlich wird das
Resultat jedoch kaum ausfallen. Und
Romano hat schon einmal knapp ge-
wonnen, als es keiner erwartete.

Marco Romano wird selbst von Vertretern seiner Partei als «stockkonservativ» bezeichnet. Das versteht er nicht. SIMON TANNER / NZZ

«Homosexuelle Paare
wollen ein Recht
auf ein Kind
beanspruchen.
Das ist respektlos.»

Wer wird neuer
FDP-Präsident?
Findungskommission präsentiert
am Montag ihre Wahl

cn. · Bis zum Sonntagabend hatten Inter-
essentinnen und Interessenten für das
Amt des FDP-Parteipräsidenten Zeit, ihre
Bewerbung bei der Findungskommission
einzureichen. Die Namen der Kandida-
ten werden am Montagmittag im Rahmen
einer Medienkonferenz in Bern präsen-
tiert. Erwartet wird allerdings, dass die
Kommission unter der Leitung der Basel-
bieter Kantonalparteipräsidentin Saskia
Schenker einen Einervorschlag macht.
Das letzte Wort hat die Delegiertenver-
sammlung am 2. Oktober. Im Gespräch
für dasAmt waren zuletzt noch der Luzer-
ner Ständerat Damian Müller, die Präsi-
dentin der FDP-Frauen,SusanneVincenz-
Stauffacher, und die Waadtländer Natio-
nalrätin Jacqueline de Quattro. Alle drei
haben sich mittlerweile zurückgezogen.

Noch keineAbsage kam vom St. Gal-
ler Nationalrat Marcel Dobler, der sich
aber nur in einem Co-Präsidium zur
Verfügung stellen würde. Ebenfalls
noch keine Absage kam vom Aargauer
Ständerat Thierry Burkart. Der 45-jäh-
rige Anwalt gilt als Vertreter des rechten
Flügels seiner Partei. Er lehnte das CO2-
Gesetz ab und riet früh zumAbbruch der
Verhandlungen mit der EU-Kommission
über ein Institutionelles Abkommen.

Lehrerinnen und
Lehrer gesucht
Viele Stellen sind noch unbesetzt

CHRISTINA NEUHAUS

«Möchten Sie Ihren Beruf wechseln und
Lehrerin oder Lehrer werden?Wir bieten
die Möglichkeit für einen Quereinstieg.
Wie der ausgebildete Maler Martin Fürst
den Quereinstieg erlebt hat, erzählt er im
Video.» So wirbt der Kanton Solothurn in
den sozialen Netzwerken um Lehrerinnen
und Lehrer. Die Hoffnungen ruhen auf
einem Fortbildungsprogramm für Quer-
einsteiger, das sich an jedermann richtet:
Ob Gärtner, Anwältin oder Maler. Wer
berufsbegleitend sechs Semester an der
Pädagogischen Hochschule abschliesst,
erhält die Lehrberechtigung.Das sei keine
Schnellbleiche,versichert das Solothurner
Volksschulamt. Der Dachverband Lehre-
rinnen und Lehrer Schweiz bestätigt das.
Die Zentralsekretärin Franziska Peter-
hans sagte gegenüber «20 Minuten», die
Methode könne eine Bereicherung des
Lehrerberufs sein.Allerdings müssten die
Einsteiger zwingend gleichberechtigt aus-
gebildet werden.

Wie viele Lehrkräfte im Land fehlen,
weiss allerdings niemand genau. Die eid-
genössische Erziehungsdirektorenkon-
ferenz hat zwar erst letzten Herbst eine
Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, diese
konnte aber eine entsprechende An-
frage von SRF nicht beantworten.

Weshalb fehlen die Lehrkräfte über-
haupt? Zum einen, weil viele Lehre-
rinnen und Lehrer der Babyboomer-
Generation nun pensioniert werden.
Eine wichtige Rolle spielt aber auch der
hoheAnteil anTeilzeitarbeit.An der Pri-
marschule, wo über 80 Prozent Frauen
unterrichten – viele davon in Teilzeit-
pensen –, gibt es die meisten Vakanzen.
Die Hälfte aller Lehrpersonen arbeitet
weniger als 90 Prozent, ein Drittel so-
gar weniger als 50 Prozent. Einen Ein-
fluss hat auch der Lohn. Zwar verdienen
Lehrpersonen überdurchschnittlich gut
– der Medianlohn aller Lehrpersonen
schweizweit liegt bei 9200 Franken pro
Monat –,doch Kantone,die die höchsten
Löhne zahlen,haben auch am wenigsten
Mühe, offene Stellen zu besetzen.

Weil höhere Löhne dazu führen
dürften, dass noch mehr Lehrerinnen
und Lehrer ihre Pensen reduzieren,
diskutiert man beispielsweise im Kan-
ton Zürich über Mindestarbeitspensen.
Die Schulbehörden haben ausgerechnet,
dass sich die Zahl der offenen Pensen
halbierte, wenn jede zweite Lehrperson
ein Prozent mehr arbeiten würde. Gegen
Mindestpensen aber wehren sich die
Lehrer massiv.


